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editorial

Stephan Lessenich, Soziologieprofessor an der Münchner Universität, verficht
hier die These, dass die sozialistische Agenda universalistisch gedacht werden
muss, sowohl sozial wie ökologisch. Das Ausspielen "unserer Armen" gegen die
"Armen außen", die Verteidigung eines "nationalen Sozialstaates" gegen Migran-
ten und andere Ansprüche von außen, sieht er auch bei Teilen der Linken, und
er klassifiziert dies als ideologische Nähe zu Trump und anderen rechtspopulisti-
schen, nativistischen Strömungen. 

Diese Position hat ihm die Kritik auch mancher Marxisten eingetragen. Manche
fühlen sich kollektiv abgestempelt als "nationale Sozialisten". Tatsächlich handelt
es sich bei der Lessenich-These um eine Kernidee des Marxismus, auch der
Sozialdemokratie, auch des Anarchismus. Marx hat wiederholt drei Basis-Kriteri-
en für eine solidarische Gesellschaft formuliert: die Überwindung des Geldes, die
Überwindung der Erwerbsarbeit und die Überwindung des Nationalstaates. In
der "Inauguraladresse der Internationalen Arbeiter-Assoziation" erläuterte er, die
Kapitalistenklasse nutze den Nationalstaat, um die Emanzipation der Arbeiter-
klasse zu verhindern, indem sie "mit Nationalvorurteilen ihr Spiel treibt". (s.
Daniel Deimling, Linksrechts? In: Makroskop). Dem entsprechend lautete die
Schlussfolgerung des "Kommunistischen Manifests": "Proletarier aller Länder, ver-
einigt euch!"

Eine andere vehemente Kritik des Universalismus, wie ihn Lessenich vertritt, wird
im Zusammenhang mit der Auseinandersetzung in der Partei Die Linke vorge-
bracht. (Die Linke hat den Streit nicht exklusiv. Er spielt eine große Rolle bei der
SPD und den Gewerkschaften, auch bei den Grünen.) Das mit Katja Kipping
personifizierte Lager der Universalisten wird als Projekt eines "bunten" Neolibera-
lismus beschrieben, seine Forderung nach einer Solidarität über nationale Gren-
zen sei im Grunde eine neoliberale; ihr werden Wagenknecht und Lafontaine
gegenübergestellt, die auf eine erneuerte sozialdemokratische Reformpolitik auf
nationalstaatlicher Basis aus seien. Und Universalismus und nationaler Sozial-
staat würden nicht zusammengehen. Was immer die Motive und Ziele von
Wagenknecht und Lafontaine sein mögen, die Behauptung mancher ihrer Befür-
worter, internationale Solidarität sei letzten Endes eine Frucht des Neoliberalis-
mus, ist von absurder Falschheit. Der Neoliberalismus versucht vielmehr, die
kapitalistischen Profite zu maximieren, indem er die Nationen ein "race to the
bottom" veranstalten lässt, einen Wettlauf nach unten, was Löhne und soziale
Leistungen anbelangt. Dem muss die Linke einen überregionalen, letztlich uni-
versalen Kampf um Gerechtigkeit und Gleichheit, um eine umweltverträgliche
gesellschaftliche Lebensform gegenüberstellen.

Hat der Klassengegensatz "Oben gegen Unten" eine Modifizierung durch den
Kontrast "Drinnen gegen Draußen" erfahren? Wir freuen uns über die Diskussion
unserer Leserinnen und Leser.
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In den 1980er Jahren, als die Vereinigten Staaten von
Amerika schon einmal von einem wenig präsidial an-
mutenden politischen Quereinsteiger regiert wurden,
hing in vielen Wohnküchen linker WGs ein Plakat, das
"The world according to Ronald Reagan" zeigte. Es
war die Zeit der bipolaren Welt, und Reagan war
angetreten, das Schwarz-Weiß-Denken wieder hege-
monial werden zu lassen und die Welt schön säuber-
lich nach Gut und Böse aufzuteilen. Auf der Rea-
gan’schen Weltkarte gab es nur eines – oder genauer
gesagt nur zweierlei: Nämlich ausschließlich die ame-
rikanische und die sowjetische Welt, ein "Us" und ein
"Them". "Unsere" und "ihre" Raketen, "unser" Öl und
"ihr" Öl, "unser" China und "ihr" China – "Wir" und
"Sie": Für klare Fronten war allenthalben gesorgt.

Nun ist die Sowjetunion vor mittlerweile 30 Jahren
untergegangen, ein nicht unbeträchtlicher Teil der
bei "uns" wie bei "ihnen" Lebenden kennen sie – und
übrigens auch Ronald Reagan – nur noch vom Hören-
sagen. Der Kapitalismus ist endgültig global gewor-
den, China gehört nur noch sich selbst, die "eine
Welt" ist in aller Munde, und zwar nicht mehr nur in
jenem von Pazifist/innen, Ökos und – um im damali-
gen Bild zu bleiben – den Hippies in Kalifornien. Der
Sozialismus ist gegangen bzw. gegangen worden
und hat seinen Lauf genommen – Ochs und Esel aber
sind geblieben. Und mit ihnen auch die Bipolarität im
Geiste Reagans und seiner zahlreichen Geistesge-
noss/innen. Oder zumindest hat sie mit diesen einen
neuerlichen Aufschwung genommen. Jedenfalls ist
seit Reagans Zeiten die politische Rhetorik des "Wir"
und "Sie" nie mehr so allgegenwärtig und diskursprä-
gend gewesen wie heute, in der Ära Trump.

Dies wäre an sich schon beunruhigend genug: Wenn
also das bipolare Denken nur eine Sache von ver-
meintlich unzurechnungsfähigen Riesenstaatsmän-
nern, rechten Ideologen und geschäftemachenden
Opportunisten wäre. Doch die bipolare Störung
reicht weiter. Sie hat mittlerweile auch ein liberales
Milieu erfasst, das sich spätestens seit der Wahl
Trumps zum 45. Präsidenten der USA selbst seiner
kosmopolitischen Verirrungen der vergangenen Jahr-
zehnte bezichtigt und in einer bemerkenswerten na-
tivistischen Wende dabei ist, seinen Sinn für den ewi-
gen Wert der Heimat und die verlorene Würde der
Einheimischen wiederzuentdecken. Damit aber nicht
genug, hat der neue Nativismus, sei es nun im Zu-

sammenhang mit der liberalen Kehrtwende oder un-
abhängig davon, durchaus noch weiter um sich ge-
griffen und auch von größeren Teilen der gesell-
schaftlichen und (partei)politischen Linken – horribile
dictu – Besitz ergriffen. Der Vorrang und die Vorrech-
te der "Eingeborenen" sind jetzt auch für Linke attrak-
tiv: Kaum zu glauben, aber wahr.
Doch bleiben wir zunächst noch kurz bei "ihnen", bei
den anderen, Nicht-Linken – und in der Neuen Welt
der, in Reagans überlieferter Weltsicht, "Republicans
and other real Americans". Hier tobt derzeit eine hef-
tige politische Debatte um den Umgang mit hundert-
tausenden Kindern jener illegaler Einwanderer/innen,
denen die Obama-Administration mit dem DACA-
Programm ("Deferred Action for Childhood Arrivals")
einen halbwegs sicheren Aufenthaltsstatus hatte zu-
kommen lassen – mit einer präsidialen Verordnung,
die von Trump nach seinem Amtsantritt umgehend
wieder kassiert wurde. Für diese sozialwissenschaft-
lich wie sozialmoralisch wohl als "besonders vul-
nerable" Gruppe durchgehenden Kinder hatte sich in
der amerikanischen Öffentlichkeit die Bezeichnung
der "Dreamers" eingebürgert – in Anlehnung an das
Akronym eines weitergehenden Gesetzesvorhabens
Obamas (namens "Development, Relief, and Educati-
on for Alien Minors Act"), das freilich schon zu dessen
Regierungszeit nicht durch den Kongress ging und
folglich unerledigt zu den Akten gelegt wurde.

"Americans are dreamers, too"
"Illegale" bzw. Illegalisierte, und seien es Minderjähri-
ge, als "Träumer" zu bezeichnen: Das war ein infor-
meller Akt der politischen Sympathiebekundung, der
der neuen republikanischen Administration zuwider,
ja gewissermaßen ein Albtraum sein musste. Nicht
zufällig versuchte der – man vergisst das ob seiner
vermeintlichen One-Man-Show allzu oft – Republika-
ner Trump denn auch in seiner jüngst gehaltenen,
ersten "State of the Union Address" (Rede zur Lage
der Nation würde man im Deutschen wohl treffend
sagen) den Begriff der "Träumer", denen rein formal-
juristisch zum 5. März 2018 die Ausweisung und Ab-
schiebung droht, nativistisch zu vereinnahmen, in-
dem er emphatisch ausrief: "Americans are dreamers,
too!" Damit nur ja kein falscher Eindruck aufkommen
kann oder sich gar verfestigen mag, sollte vor beiden
Häusern des Parlaments und der nationalen Öffent-
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lichkeit klargestellt werden, dass der amerikanische
Traum zuallererst den Amerikaner/innen selbst offen-
stehen soll – und, wenn überhaupt noch irgendje-
mand anderem, dann allenfalls nachrangig irgend-
welchen dahergelaufenen oder -gebrachten Kindern,
deren Eltern im Zweifel auch noch aus irgendwelchen
(eine der vielen Meisterleistungen des Präsidenten im
Erhören und Aussprechen bzw. Twittern von Volkes
Meinung) "shithole countries" stammen.

Derartig vulgäre Terminologie ist gestandenen Libe-
ralen selbstredend fremd, ja zuwider. Dem dahinter-
liegenden nativistischen Argument – "America first" –
freilich sind auch sie keineswegs abgeneigt. Stellver-
tretend hierfür mag ein Beitrag von Angus Deaton
(2018) in der New York Times stehen, der wenige
Tage vor Trumps Ansprache an die Nation wohl
schon einmal wissenschaftlich auf deren Lage ein-
stimmen sollte. Deaton ist emeritierter Ökonomiepro-
fessor der Eliteuniversität Princeton und erhielt 2015
den Wirtschaftsnobelpreis, u.a. für seine Studien zu
"Armut und Wohlstand der Nationen" (vgl. Deaton
2017), die ihn zu einem leidenschaftlichen Kritiker
der sogenannten "Entwicklungshilfe" werden ließen.
In seinem aktuellen Beitrag für das (links)liberale Leit-
medium der amerikanischen Öffentlichkeit weist er
nun auf den Sachverhalt hin, dass es auch in reichen
Gesellschaften Armut, und zum Teil sogar existenziel-
le Armut, gebe. Eine für Wirtschaftsliberale womög-
lich neue und überraschende Tatsache enthüllend,
macht sich Deaton im selben Atemzug – und ganz im
Sinne der nicht nur in den USA herrschenden poli-
tisch-ideologischen Stimmung – daran, die amerika-
nische Armut gegen jene der "Dritten Welt" auszu-
spielen, "unsere" gegen "ihre" Armen.

Deaton nimmt entsprechende Sozialdaten der Ver-
einten Nationen nämlich zum Anlass der politischen
Überlegung, "that we might rethink how we assist
the poor through our own giving": So wie bisher
könne es mit "unseren" sozialen Hilfen jedenfalls nicht
weitergehen. Um das Ergebnis seines vermeintlichen
wissenschaftlich-ethischen Ringens mit sich selbst
vorwegzunehmen: Wer in den USA für die wirklich
Armen etwas tun wolle, so des liberalen Topökono-
men Appell, der solle sich um die wirklich armen US-
Amerikaner/innen kümmern. Vornehm wie er ist, ent-
hält sich Deaton selbstverständlich der Rede von Ar-
men zweiter Klasse, Dahergelaufenen oder "Dreckslö-
chern". Aber mit dem angeblich lange auch von ihm
selbst praktizierten Mitleid mit "Afrikanern oder Asia-
ten" zu Lasten von "Amerikanern" sei es nun genug,
auch wohlfahrtspolitisch habe endlich wieder – als
sei dies übrigens jemals anders gewesen – "Amerika
zuerst" zu gelten: "For years, the needs of poor Ameri-
cans have received little priority relative to the needs
of Africans or Asians. I have long accepted this practi-
cal and ethical framework. Recently, I have come to
doubt both the reasoning and the empirical support.
There are millions of Americans whose suffering,
through material poverty and poor health, is as bad
or worse than that of poor people in Africa or in Asia."

Das Muster des Nativismus

Dies liest sich wie die Blaupause aller nationalistisch-
nativistischen Reden zum sozial-politischen Vorrang
der "eigenen Leute" vor allen Dritten, Fremden oder
sonstwie Nicht-Zugehörigen – Reden, wie sie mittler-
weile, und vor allem deswegen ist all dies hier von
Interesse, auch von erklärten Linken geschwungen
werden. Was Deatons politische Analyse besonders
interessant macht, ist der statistisch-moralische Schach-
zug, die Leiden von "Millionen von Amerikaner/innen"
mit jenen von "armen Menschen in Afrika oder Asien"
zu vergleichen – und für mindestens ebenbürtig, ja ver-
mutlich sogar größer zu erklären: Nicht nur den größ-
ten Knopf, sondern auch die ärmsten Armen haben
immer noch wir! Und, glaubt man Deatons Rechen-
spielen, beinahe sogar die meisten! Indem er nämlich
die Schwelle absoluter, existenzbedrohender Armut
für US-Amerikaner/innen auf ein verfügbares Einkom-
men von 4 US-Dollar pro Tag anstelle des ansonsten
geltenden Weltbankstandards von 1,90 US-Dollar an-
hebt – weil z.B. indische Dorfbewohner/innen prak-
tisch keine Ausgaben für Miete, Heizung oder Kinder-
betreuung hätten und (Liberale sind natürlich immun
gegen Rassismus) "a poor agricultural laborer in the
tropics can get by with little clothing or transportati-
on" –, kommt er auf eine in extremer Armut lebende
Bevölkerung von 5,3 Millionen Menschen in den Ver-
einigten Staaten gegenüber z.B. nur 2,5 Millionen in
Nepal (das ja für sein tropisches Klima bekannt ist).

Fünf Millionen Amerikaner/innen auf 4-USD-Niveau
gegenüber 765 Millionen Menschen auf 1,90-USD-
Niveau im Rest der Welt – da haben die sozialpoliti-
schen Prioritäten in der Tat klar zu sein: Nicht Frauen
und Kinder, Afrikaner und Asiaten zuerst, sondern
erst einmal haben bitteschön die amerikanischen
Männer an Bord zu gehen. Und da das Boot dann
vermutlich voll sein wird, werden die Letzten die
Letzten sein und leider draußen bleiben müssen:
Außerhalb der Gemeinschaft sozial Berechtigter und
sogar außerhalb des Kreises "entwicklungs"-politisch
Unterstützungswürdiger. Denn, auch dieses nativisti-
sche Argument lässt sich der Nobelpreisträger nicht
nehmen, die Effektivität der Hilfe sei zuhause selbst-
verständlich größer als in Ländern, in denen man ja –
anders als daheim – gar nicht wissen könne, was
damit wirklich geschehe. Hier herrschen Recht, Ord-
nung und Demokratie, bei "denen" hingegen Korrup-
tion, Chaos und Elitenherrschaft: "Money spent by
and for fellow citizens is subject to democratic eva-
luation by both donors and recipients" – wohingegen
man nicht sicher sein könne, ob in Afrika das Geld
auch bei den wirklich Bedürftigen ankomme oder,
eine weitere und letzte Pointe des ökonomistischen
Liberalchauvinismus aus dem Hause Deaton, von die-
sen überhaupt angemessen wertgeschätzt oder ge-
würdigt werde; am Ende, so ist das Argument wohl
weiterzuspinnen, kaufen sie von unserem Geld noch
eine amerikanische Flagge und setzen sie medien-
wirksam in Brand.
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Warum also in die Ferne schweifen – sieh, die eigent-
liche soziale Not liegt doch so nah: "it is time to stop
thinking that only non-Americans are truely poor".
Wahre Armut kennt Grenzen, und zwar zuallererst
nationale. Der Gesellschaftsvertrag sei nun mal einer
unter "uns", nicht einer mit "ihnen". Und nicht nur
anderswo, sondern auch und vor allem daheim ster-
ben die Leut’: "The social contract with our fellow
citizens at home brings unique rights and responsibi-
lities that sometimes must take precedence,
especially when they are as destitute as the world’s
poorest people."
Warum nun, so könnte man nach all diesen längli-
chen Ausführungen aus dem für die meisten europäi-
schen Linken (Alles Neoliberale außer Bernie San-
ders!) ohnehin als Reich des Bösen geltenden Ameri-
ka fragen, sollte es uns deutsche Linke interessieren,
dass ein Angehöriger der US-amerikanischen Bil-
dungs-, Einkommens- und Deutungselite sein Herz
für die eigenen Armen entdeckt? (Über den Multimil-
lionär Deaton wusste der wirtschaftsliberale Medien-
aktivist Rainer Hank [2017] übrigens in der FAZ zu
berichten: "Seine Kinder sind finanziell noch erfolgrei-
cher als er, arbeiten für einen Hedgefonds an der
Wall Street.") Warum ist es bemerkenswert, wenn ein
liberaler Spitzenökonom sich um seine "fellow citi-
zens" zu sorgen beginnt und in einem Anfall von
sozialpatriotischer Aufwallung dafür plädiert, dass
deren Ansprüche auf Unterstützung in der aktuellen
Konjunktur Vorrang vor denen von Nicht-Mitbür-
ger/innen haben müssten?

"Unsere Armen" gegen "ihre Armen"
Die schlichte Antwort lautet: Genau deswegen. Ge-
nau deshalb, weil politisch-soziale Parolen und Pro-
gramme nach Art von "America first" und "our fellow
citizens" derzeit eben nicht nur in den USA und nicht
nur bei selbstverliebt-chauvinistischen Staatslenkern
Furore machen. Sondern ganz genauso auch in Euro-
pa und in Deutschland, unter "neuen" Rechten wie
liberalen Ökonomen, im Milieu der bereuenden Ex-
Kosmopolit/innen wie auch – auf der politischen Lin-
ken halt. Es war eben nicht nur Christian Lindner, der
im Zeichen und unter dem Eindruck der sogenannten
"Flüchtlingskrise", die eigentlich vor allem anderen
eine Krise der Festung Europa ist, die Maske als libe-
raler Sonnyboy fallen ließ, unter der – wenig überra-
schend – sein zweites, autoritär-kapitalistisches Ge-
sicht umso greller aufblitzte. (Man gönne sich nur
eine Minute seines in jeder Hinsicht sprechenden Auf-
tritts in der TV-Talkshow "Maybritt Illner" im Oktober
2017, bei dem er gegen von ihm so bezeichnete
"Wirtschaftsflüchtlinge" hetzte – womit er ganz of-
fensichtlich nicht die transnationale Managermigrati-
on meinte). Es sind vielmehr gestandene – mit Max
Weber könnte man sozialanalytisch wohl auch sagen:
ständische – Linke, die beim großen politischen Spiel,
wer sich als der/die größte und unbeirrbarste Vertei-
diger/in des nationalen Sozialen erweist, kräftig mit-
mischen. "Unsere" und "ihre" Arme, "unsere" und "ihre"

Arbeiter: Die national-kategoriale Unterscheidung
und, darauf aufbauend, das Ausspielen der sozialen
Ansprüche der einen gegen die der anderen – "deut-
sche" gegen "nicht-deutsche" Arme, "eigene" gegen
"fremde" Arbeiter – ist zur politischen Masche auch
dort geworden, wo man sie nicht erwartet hätte.
Oder, vielleicht korrekter, wo sie schlicht keinen Platz
finden sollte und haben dürfte.

Nun ist es, apropos Masche, schon seit Längerem zu
einer verbreiteten Selbstberuhigungs- und -immuni-
sierungsstrategie unter Linken geworden, alles Arge
und Schlechte auf den "Neoliberalismus" zu schieben
– den man zudem praktisch überall walten und ten-
denziell bei allen grassieren sieht, außer jeweils bei
sich selbst bzw. im eigenen Lager (für eine besonders
ausufernde Zuschreibung, über die man sich selbst
aber erhaben sieht, vgl. Brown 2015 bzw. zur Kritik
daran Lessenich 2017a). Typischerweise wird die Sa-
che dann so gesehen, dass neoliberales Denken und
Handeln in Reiche und Superreiche, Konzernchefs
und Finanzmanager, das regierende politische Perso-
nal und die staatliche Verwaltung, in Unternehmen
und Betriebe, private Medien und öffentliche Intellek-
tuelle, das Sportbusiness und die Kulturindustrie,
sprich: eigentlich in alles und jede/n gefahren ist –
nur eben nicht in den/die jeweilige/n Kritiker/in selbst,
und natürlich auch nicht in die "Arbeiter" bzw. den
"kleinen Mann", um deren Ehrenrettung sich advoka-
torische Interessenvertreter/innen und organische In-
tellektuelle namentlich aus dem akademischen und
ex-sozialdemokratischen Milieu händeringend bemü-
hen. Obwohl der Neoliberalismus auf ganzer Linie
gesiegt hat und – so formulieren dies Foucault-ge-
schulte Diagnostiker/innen wie Brown gerne – in
sämtliche Kapillaren der spätmodernen Gesellschaft
eingedrungen sein soll, findet sich auf deren Boden
dann doch ein erstaunlich großes Dorf von im geisti-
gen Felde Unbesiegten, die zwar unter dem allumfas-
senden neoliberalen Spuk leiden, denen dieser aber
gleichwohl eigentümlich äußerlich geblieben sein soll
und nichts anhaben konnte.

Dabei kann der Siegeszug des Neoliberalismus doch
schwerlich erklärt werden ohne die – wie auch immer
erzwungene, immer auch gebrochene – gesellschaft-
liche Konsensfähigkeit der neoliberalen Ideologie. Si-
cher, die Durchsetzung der politischen Programmatik
zur neoliberalen Umgestaltung der Gesellschaft war
überall (und nicht etwa nur in Chile) auch mit hin-
länglich Zwang und Gewalt verbunden. Aber wäh-
rend die bipolare Linke ihren Gramsci ansonsten
gründlich gelesen hat, will sie von der hegemonie-
theoretischen Überlegung, dass die effektive Herr-
schaft des Neoliberalismus eben auch durch die ge-
sellschaftliche Zustimmung der von ihm Beherrschten
getragen wird und werden muss, eher nichts hören
(vgl. Lessenich 2017b). Dabei erwies sich die seit Rea-
gans (und Thatchers) Zeiten unermüdlich und man-
tragleich wiederholte neoliberale Botschaft doch in-
teressenpolitisch bemerkenswert anschlussfähig selbst
für viele Alltagskritiker/innen der neoliberalen Ideolo-
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gie: Das Credo nämlich, dass sich ein wachsendes
wirtschaftliches Mehrprodukt nur mehr mithilfe
durchgreifender und (natürlich immer nur für die an-
deren) "schmerzhafter" Reformen des keynesiani-
schen Sozialstaats werde erarbeiten lassen – aber
dass es sich eben bei individueller Akzeptanz eines
veränderten arbeits- und sozialpolitischen Steue-
rungsregimes durchaus auch in Zukunft werde er-
wirtschaften lassen können. Hauptsache Mehrprodukt,
sagten sich die zu Recht nach wachsenden Lebens-
chancen strebenden und eher zu Unrecht auf die
ominösen "trickle down"-Effekte von Steuersenkun-
gen für Unternehmen und Besserverdienende bzw.
von Leistungskürzungen bei Sozialversicherungen und
öffentlicher Daseinsvorsorge spekulierenden Markt-
bürger/innen – oder jedenfalls ein beträchtlicher Teil
derselben, insbesondere derer vor dem Gender-Strich.

Der Neoliberalismus und 
seine neoliberalen Subjekte
Der Kapitalismus, so wusste schon Max Weber, formt
sich historisch – in, so muss man ergänzen, einem
sozial umkämpften und durchaus widersprüchlichen
Prozess – immer wieder neu die Subjekte, derer er
zur Fortsetzung seiner Bewegung bedarf. Auf die jün-
gere kapitalistische Geschichte bezogen heißt dies:
Ohne neoliberale Subjekte kein neoliberales System.
Und in der Tat waren die vergangenen vier Jahrzehn-
te neben vielem anderen eben auch durch die For-
mung einer neuen gesellschaftlichen Subjektform ge-
kennzeichnet, einer unterdessen hegemonial gewor-
denen neoliberalen Subjektivität. Diese schloss an
jene Subjektformation an, die sich im "goldenen Zeit-
alter" der demokratisch-kapitalistischen Nachkriegs-
prosperität ausgebildet hatte und die man vielleicht
am ehesten als Wachstums-, Wohlfahrts- und Auf-
stiegssubjektivität bezeichnen kann. Gemeint ist da-
mit die für breite bzw. zunehmend breitere Bevölke-
rungsschichten geltende, subjektiv wahrgenommene
und in individuelle Handlungsorientierungen, Wert-
maßstäbe und Alltagspraktiken inkorporierte Erwar-
tung und Erwartbarkeit eines anhaltenden wirtschaft-
lichen Wachstums, expandierender wohlfahrts-politi-
scher Staatstätigkeit und erleichterter sozialer Auf-
wärtsmobilität.
Mit Reagan, Thatcher und der neoliberalen Wende im
nordatlantischen Raum wurden die Bürger/innen der
westlichen Wohlfahrtsstaaten von der bisherigen Pros-
peritäts- auf eine neue Krisenkonstellation einge-
stimmt, ja mehr noch eingeschworen. Und die frühe-
re "fordistische" Subjektformation wurde nach und
nach von einer neuartigen Wettbewerbs-, Wohl-
stands- und Abwehrsubjektivität abgelöst. Oder viel-
leicht weniger abgelöst denn vielmehr überformt:
Unter- bzw. hintergründig wirkten die mentalen und
habituellen Prägungen der "guten alten", sozialdemo-
kratisch geprägten Zeit noch nach, bestimmten sie die
kollektiv-individuellen Gegenwartsdeutungen nach wie
vor mit. Politisch dominant und sozial wirkungs-
mächtig ist vor diesem Hintergrund jedoch eine ge-

sellschaftliche Subjektivität geworden, die das spätes-
tens in den 1990er Jahren ausgerufene Zeitalter des
"Standortwettbewerbs" und der "Eigenverantwortung"
in individuelle Handlungskalküle einpreist, sich struk-
turell vor allem um die Möglichkeiten der persönlichen
wie gesellschaftlichen Wohlstandssicherung sorgt
und eine prinzipielle Abwehrhaltung gegenüber ver-
meintlich unverdienten Kostgänger/innen wahlweise
des Sozialstaats, der Steuerzahlergemeinschaft oder
der eigenen Leistungsbereitschaft einnimmt. Als he-
gemonial hat sich damit in den spätindustriellen Öko-
nomien Europas und Nordamerikas – und zwar quer
zur Struktur ungleicher materieller Lebenschancen –
eine Subjektform erwiesen, der es dank permanenter
ideologischer Indoktrination und einer politisch vor-
angetriebenen Verschärfung des Wettbewerbs in
sämtlichen gesellschaftlichen Lebensbereichen zur
sozialen Gewohnheit geworden ist, sich selbst der/die
Nächste und der Ausgrenzung anderer nicht unbe-
dingt abgeneigt zu sein.
Die gesellschaftspolitische Planstelle dieser "anderen"
kann, je nach Situation und Kontext, personell ganz
unterschiedlich besetzt sein: Mal sind es die Alten,
die die zukünftigen Rentenansprüche der Jungen be-
drohen (und nicht etwa die neoliberalen "Reformen"
der Alterssicherung); ein andermal die Arbeitslosen,
die offenbar nicht arbeiten wollen (und daher bitte-
schön sozialpolitisch zur Arbeitsaufnahme "angereizt"
werden mögen); dann wiederum die Unterschichten,
die sich falsch ernähren, ihren Kindern nichts vorle-
sen und auch noch – was sonst – dicke Kohle von
allfälligen Ämtern einsacken (während bei den "hart
arbeitenden" Mittelschichten steuerpolitisch kalt-pro-
gressiv abkassiert werde). Ab und an sind es auch die
Reichen und Superreichen, die ins Kreuzfeuer der Kri-
tik geraten – womit diese materiell garantiert die
Richtigen trifft. Ideologisch aber schließen auch die
nach "oben" gerichteten Schuldprojektionen insofern
an die zuvor genannten an, als dass es immer perso-
nalisierte ("das oberste Prozent", "die Finanzmana-
ger", "Nieten in Nadelstreifen") oder gar personifizier-
te Bösewichter ("der Kaeser", "die Schaeffler", Gates,
Zuckerberg & Co.) sind, auf die das Licht fällt, wäh-
rend die Strukturen, die derartig dubiose Gestalten
immer wieder neu hervorbringen, im Dunkeln bleiben.
Immer, wirklich immer aber bieten sich als "andere" all
die an, die irgendwie nicht von "hier" sind und nicht
zu "uns" gehören: Zugewanderte und Geflüchtete,
überhaupt alle Migrierenden bzw. "Nicht-Sesshaften",
Ausländer/innen und ausländisch Anmutende, Nicht-
Staatsbürger/innen und (wenigstens mal eine ehrli-
che juristische Kategorie) "Geduldete", alle Menschen
anderer Hautfarbe "natürlich" sowieso. Wenn sonst
nichts geht – die Präferenz für die Einheimischen, die
Priorität für die Eingeborenen, der Nativismus des
"Deutschland und die Deutschen zuerst" geht immer.
Dass der Neoliberalismus in seiner politischen Logik
systematisch nicht nur individualistische Praktiken
der Konkurrenz und Entsolidarisierung, sondern eben
auch kollektivistische Praktiken des gruppenbezoge-
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nen Ressentiments und der kategorialen Ausgren-
zung befördert, ist von der Linken analytisch wie
strategisch vielleicht nicht hinreichend ernst genom-
men worden – zumindest in dem Sinne nicht, dass in
einer neoliberalisierten Welt auch die politisch von
der Linken vertretenen bzw. für sich in Anspruch ge-
nommenen Milieus nicht immun sind gegenüber
neoliberalen Anrufungen und Anwandlungen. Warum
sollten sie auch? Insofern ist zwar in der Tat nicht
jede Form von "Populismus" schon von vornherein
kritisch zu sehen oder gar liberaldemokratisch zu ver-
dammen. Wohl aber ist jeder Populismus, der zwar
programmatisch gegen Konkurrenz und Entsolidari-
sierung antritt, zugleich aber praktisch Ressentiments
befeuert und Ausgrenzung befördert, jedweder Po-
pulismus also, der selbst die ideologisch-soziale Spal-
tung der Gesellschaft in das Reagan’sche "Us" und
"Them" reproduziert, aus linker Perspektive abzuleh-
nen – auch wenn er sich selbst als ein Populismus
"von links" begreifen oder gerieren mag. Und so gese-
hen ist dann auch nicht, wie es in bestimmten Krei-
sen der Linken mittlerweile Konsens zu sein scheint,
ein "progressiver Neoliberalismus" (Fraser 2017) das
Problem, ein Neoliberalismus also, der – so heißt es –
über eine Programmatik der Gleichstellung und der
sogenannten "Identitätspolitik" gesellschaftlicher Min-
derheiten operiert. ("Minderheiten", zu denen in die-
sem Kontext interessanterweise u.a. auch Frauen ge-
zählt werden – wohingegen die als legitim erachte-
ten Interessen der männlichen Arbeiterschaft grund-
sätzlich nicht als bloß "identitätspolitische" Anliegen
gelten, sondern immer als elementare Gerechtigkeits-
fragen durchgehen; vgl. Dowling et al. 2017.) Proble-
matisch ist vielmehr eine Politik der Ausgrenzung
und des Ressentiments, ein regressiver Nativismus –
ganz gleich, ob dieser nun im neoliberalen, im rechts-
oder im linkspopulistischen Gewande daherkommt.

Die Nähe mancher linken Position
zu den Nativisten
Insofern kann oder sollte es jedenfalls nicht darum
gehen, das unter Linken außerordentlich beliebte
Spiel zu betreiben, bei dem die jeweils Andersden-
kenden als "Neoliberale" abgekanzelt und exkommu-
niziert werden (wie z.B., um gleich beim Nächstlie-
genden zu bleiben, im Falle der Würdigung meiner
Person als "Verteidiger des neoliberalen Status quo" –
und, der Vollständigkeit halber, gleich auch noch als
"Antideutscher", wohl wegen meines Hinweises auf
die historische Prägekraft des Nationalsozialismus für
die klassenübergreifende Produktivitätskoalition der
Bundesrepublik; vgl. Häring 2018). Inhaltlich-analy-
tisch wie politisch-strategisch scheint mir viel eher
entscheidend zu sein, die äußerst problematische
Nähe – wo gegeben – von erklärtermaßen linken Po-
sitionen und Positionierungen zu jenen von Vulgär-
nativisten wie Donald Trump und Elitärnativisten wie
Angus Deaton aufzuweisen und zu kritisieren. In die-
sem Zusammenhang lässt sich vielleicht auch gleich
einmal klarstellen, dass ganz ausdrücklich und offen-

sichtlich keine Nähe zum einzigartigen eliminatori-
schen Rassenhass des NS-Regimes unterstellt oder
gar behauptet wird, wenn man eine politische Präfe-
renz für die soziale Präferierung von "fellow citizens"
als das bezeichnet, was sie ausdrücklich und offen-
sichtlich ist: Ein politisches Plädoyer für die soziale
Bevorzugung nationaler Mitbürger/innen, für eine
nationale Begrenzung des Raums sozialer Berechti-
gung, sprich für eine national-soziale Politikoption.
(Wenn dies nun neuerdings als "kommunitaristische"
Option etikettiert wird, wie etwa bei Andreas Nölke
[2018], so entbehrt eine solche Wendung angesichts
der begründeten linken Kritik an der kommunitaristi-
schen Sozialphilosophie der 1980er Jahre, die in ih-
ren US-amerikanischen Varianten freilich über jede
völkische Konnotation erhaben war, nicht einer ge-
wissen Ironie – um nicht zu sagen Tragik.)

Um es ganz deutlich zu sagen: Selbstverständlich
gibt es das subjektiv wie objektiv, ideell wie materiell
legitime Interesse der Lohnabhängigen an Wohl-
standssicherung oder auch nur an sozialer Positions-
bewahrung. Und ebenso selbstverständlich ist die
Forderung nach einer prioritären Umverteilung von
"oben" nach "unten" sowie nach einer mindestens Teil-
enteignung der Vermögendsten unter den Besitzen-
den ein sine qua non jeder sich als links verstehenden
gesellschaftspolitischen Programmatik. (Ich bitte alle
Leser/innen guten Willens darum, die beiden letzten
Sätze an dieser Stelle nochmals zu lesen. Danke.)
Aber ebenso überzeugt und unmissverständlich muss
jede linke gesellschaftspolitische Programmatik doch
darauf verweisen, dass alle Lohnabhängigen und Be-
sitzlosen, gleich welchen Geschlechts oder welchen
"identitätspolitischen" Selbstverständnisses auch im-
mer, gleichermaßen legitime Interessen an sozialer
Teilhabe anzumelden haben – und dass die legitimen
Ansprüche der einen daher nicht gegen die ebenso
legitimen Ansprüche der anderen auszuspielen sind.
Zugleich ist genauso unabdingbar die Überzeugung,
oder müsste es meines Erachtens für eine gesell-
schaftspolitische Programmatik der Linken sein, dass
sich mit dem Verweis auf die soziale Bringschuld der
Reichen und Besitzenden die Frage einer radikalen
gesellschaftlichen Transformation keineswegs schon
erledigt hat.

Es gibt freilich eine überaus problematische Tendenz
unter Linken, die politische und soziale Verantwor-
tung für eine solche Transformation zu externalisie-
ren. Idealtypisch drückt sich diese Tendenz in der
Suggestion aus, dass mit einer gerechteren oder
wenn alles gut ginge sogar ansatzweise egalitären
Verteilung des gesellschaftlich produzierten Reich-
tums in den "hochentwickelten" Nationen des Wes-
tens bzw. globalen Nordens der linken Sache genüge
getan wäre. Typischerweise wird dann nicht nur das
Soziale letztlich nationalgesellschaftlich gedacht.
Sondern auch die politische Ökologie der Transfor-
mation reicht aus einer solchen Perspektive nur bis an
die eigenen, nationalen Grenzen. Unterschwellig,
nicht selten aber auch ganz ausdrücklich, geht man
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von einer weiteren und weitergehenden stofflichen
Verfügbarkeit der Welt aus – sei es, dass deren Be-
grenzungen schlicht nicht interessieren, oder dass
man auf die rettende Macht der "Energiewende" und
aller möglichen großtechnologischen Innovationen
setzt, die eine wundersame Entkopplung von materi-
ellem Wachstum und stofflichem Ressourcenver-
brauch schon richten werden. Als könnte man in den
"hochproduktiven" Ökonomien des Westens bzw.
globalen Nordens ressourcenpolitisch irgendwie so
weiter machen wie bisher, wenn in ihnen nur die
binnengesellschaftliche Verteilungsfrage gelöst wäre
(diesen Eindruck erweckt selbst noch der ansonsten
aller Ehren werte innerlinke Vermittlungsversuch von
Reitz 2018).

Einstweilen gibt es auf der Linken allzu oft keine hin-
längliche Kenntnis und vor allen Dingen keine ernst-
hafte Anerkennung der Tatsache, dass sich die in der
westlichen Welt politisch eingerichteten und sozial
eingeübten, über alle Maßen energie- und emissi-
onsintensiven Produktions- und Konsumweisen in Zu-
kunft weder aufrechterhalten lassen werden noch
gar global verallgemeinerungsfähig sind. Nur ist es
eben so: Die Möglichkeit, auf dem hierzulande herr-
schenden gesamtgesellschaftlichen Ressourcenver-
brauchsniveau zu leben, beruht auf der Unmöglich-
keit, dass alle Menschen auf dieser Welt heute in
gleicher Weise leben können oder irgendwann der-
einst leben könnten (vgl. Lessenich 2017c). Die Le-
bensweise der industriekapitalistischen Gesellschaf-
ten ist, im Welt- und Erdmaßstab gesehen, sozial wie
ökologisch in höchstem Maße ausbeuterisch – und
doch ist nicht zu erkennen, dass sie von der Linken in
diesen Gesellschaften mehrheitlich wirklich funda-
mental in Frage gestellt würde (vgl. Brandt/Wissen
2017; Eversberg 2017).

Die sozialistische Agenda 
muss universalistisch gedacht werden – 
sozial wie ökologisch

Dabei wäre genau dies – nein: Dabei ist eben dies die
entscheidende Aufgabe, vor der die Linke heute
steht. Eine Frage, die leider nicht nur für sie, aber
nicht zuletzt auch für sie im wahrsten Sinne des Wor-
tes eine Überlebensfrage ist. Die Zukunft der Linken
steht und fällt damit, die sozialistische Agenda uni-
versalistisch zu denken, und zwar sozial wie ökolo-
gisch. Deswegen ist die Migrationsfrage tatsächlich
die Schicksalsfrage der Linken, bündeln sich in ihr
doch praktisch sämtliche Dimensionen einer sozial-
ökologischen Transformation – und Überwindung –
des Kapitalismus: Von der Steuer- und Verteilungs-
über die Bildungs-, Arbeits-, Gesundheits- und Woh-
nungs- bis hin zur Außen- und Verteidigungspolitik,
einschließlich grundlegender Fragen materieller Aner-
kennung und symbolischer Repräsentation.

Genau deswegen aber ist die Migrationsfrage wohl
auch so umkämpft, und dies eben nicht nur zwischen
Rechts und Links (eine Unterscheidung, deren Bedeu-

tung trotz nicht abreißender anderweitiger Behaup-
tungen interessierter Kreise alles andere als überholt
ist). Im Eifer des innerlinken Gefechts schlagen die
Kombattanten angesichts all dessen, was auf dem
Spiel steht, bisweilen schon einmal über die Stränge
– dies soll an dieser Stelle aber möglichst und ab-
sichtlich vermieden werden. Daher möchte ich ab-
schließend schlicht eine Passage eines eigenen Bei-
trags zur laufenden Debatte wiederholen, die in des-
sen Rezeption völlig untergegangen ist – weil alle
Energie der Kritiker/innen von der Empörung darüber
absorbiert wurde, dass in jenem Beitrag objektiv ras-
sistische Äußerungen in der sogenannten "Flücht-
lingsdebatte" auf die identifizierbaren Urheber/innen
eben dieser Äußerungen (wenn hier nochmals der
bürgerliche Sozialwissenschaftler Max Weber bemüht
werden darf) zugerechnet wurden.
In keiner einzigen der nun wirklich zahlreichen öf-
fentlichen wie nicht-öffentlichen Kritiken hingegen
wurde auch nur mit einem einzigen Wort folgender
Passus erwähnt, der doch als ein Appell zur Überwin-
dung des bipolaren Denkens gedacht und tatsächlich
auch als ein solcher formuliert war. Ich gebe ihn hier-
mit einfach nochmals unverändert zur Kenntnis:
"Warum kann Herr Lafontaine nicht sehen, dass sich
in der »Flüchtlingspolitik« Strukturprobleme eines
Gemeinwesens spiegeln und bündeln, das seine so-
zialen Infrastrukturen geschleift und die Güter der
öffentlichen Grundversorgung zu Waren erklärt hat,
das Bildung nach wie vor als Privileg der gebildeten
Klassen behandelt und politische Mitbestimmung vor
allem für die sozial Bessergestellten bereithält? War-
um können Frau Wagenknecht, Herr Lafontaine und
ihre LINKEN Mitredner/innen nicht verstehen, dass
unter alledem Arm (»deutsch«) und Arm (»nicht-
deutsch«) gleichermaßen leiden – und daher tun-
lichst Hand in Hand für eine progressive und emanzi-
patorische Umgestaltung dieses Gemeinwesens
kämpfen, gemeinsam für eine andere Republik strei-
ten sollten?" (Lessenich 2017d)
Der Siegeszug des Neoliberalismus begann mit Ro-
nald Reagans spätkaltkriegerischem "Us" und "Them"
– und jener Politik des Ressentiments, die mit und
unter Donald Trump einen leider wohl nur vorläufi-
gen Höhepunkt erreicht hat. Es gibt eine Linke, die
sich vom bipolaren Denken des "Systemwettbewerbs"
nie hat lösen können – und die daher auch heute
nicht davor gefeit ist, die Semantik des "Wir" und "Sie"
zu bedienen, die Unterscheidung in die "Deutschen"
und die "Anderen" zu reproduzieren, statt all diejeni-
gen zu mobilisieren und zu organisieren, denen "eine
wirkliche gesellschaftliche Veränderung in der Flücht-
lings- und der Sozialpolitik unter den Nägeln brennt,
weil ihnen eine Gerechtigkeitspolitik für die einen
und die anderen am Herzen liegt" (Lessenich 2017d).
Sollte ein solcher linker Nativismus eine strategische
Wahl darstellen, um zuletzt rechts Wählende für die
Sache der Linken zurückzugewinnen, dann ist dies –
vorsichtig ausgedrückt – eine äußerst problematische
Strategie. Sollte er hingegen ideologisch und materi-
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ell ernst gemeint sein, dann wäre mit einer solch
nationalen Linken zwar durchaus ein Staat zu ma-
chen, ein Staat halt nach Art der Bundesrepublik
Deutschland und ihrer "sozialen Marktwirtschaft" –
nie und nimmer aber eine wahrhaft emanzipatori-
sche Politik.

Stephan Lessenich ist Professor für Soziologie an der Lud-
wig-Maximilians-Universität München. Von 2013 bis 2016
war er Vorsitzender der Deutschen Gesellschaft für Soziolo-
gie. 2016 erschien sein Buch "Neben uns die Sint-flut. Die
Externalisierungsgesellschaft und ihr Preis." Er ist Kuratori-
umssprecher des Institut Solidarische Moderne und Mit-
glied im wissenschaftlichen Beirat von Attac.
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